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Ergänzung des Entwurfs des Gesetzes zur Regelung der 

Zuweisungen des Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden 

und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 2023 

(Gemeindefinanzierungsgesetz - GFG 2023) - LT-Drs. 18/1100 vom 

29. September 2022 

 

 

Im Entwurf des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2023, das dem 

Landtag bereits zugeleitet wurde, sind Veränderungen aufgrund der 

Anpassung des kommunalen Steuerverbundes an die Ist-Ergebnisse 

im Referenzzeitraum 1. Oktober 2021 bis 30. September 2022 

vorzunehmen. 

 

Für die Berechnung des kommunalen Steuerverbundes 2023 im 

Haushaltsplan 2023 ist der Zeitraum vom 1. Oktober 2021 bis 30. 

September 2022 maßgeblich. 

 

Die im Entwurf des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2023 vom 29. 

September 2022 ermittelten Zuweisungsbeträge basierten zunächst auf 

den Einnahmeerwartungen des Landes Nordrhein-Westfalen nach der 

Mai-Steuerschätzung 2022 und sind nicht endgültig. 

 

Der Steuerverbund 2023 ist nunmehr auf der Basis der Ist-Ergebnisse 

im maßgeblichen Referenzzeitraum vom 1. Oktober 2021 bis 30. 

September 2022 berechnet worden. Gegenüber dem Entwurf des 

Gemeindefinanzierungsgesetzes 2023 mindern sich die Zuweisungs-

beträge um rund 149,9 Mio. Euro. 

 

MHKBD Nordrhein-Westfalen • 40190 Düsseldorf 

An den 
Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn André Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
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Infolge der Veränderungen beim kommunalen Steuerverbund für 2023 

sind im Entwurf des Gemeindefinanzierungsgesetzes 2023 (LT-Drs. 

18/1100) Änderungen vorzunehmen. 

 

Mit freundlichem Gruß 

 

 

 

 

Ina Scharrenbach MdL 

 



 

Ergänzung des Entwurfs des Gesetzes zur Regelung der 
Zuweisungen des Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemeinden 

und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 2023 
(Gemeindefinanzierungsgesetz - GFG 2023) - LT-Drs. 18/1100 vom 

29. September 2022 
 

 

 

Der Entwurf des Gesetzes zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-
Westfalen an die Gemeinden und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 2023 
(Gemeindefinanzierungsgesetz - GFG 2023) - LT-Drs. 18/1100 vom 29. September 
2022 wird wie folgt geändert: 
 

 

1. § 6 erhält folgende neue Fassung: 

  

 „Für Schlüsselzuweisungen wird insgesamt ein Betrag von 12 793 134 000 

Euro zur Verfügung gestellt. Dieser Betrag wird aufgeteilt auf die 

Schlüsselmasse für 

 

1.  Gemeinden mit  10 041 900 700 Euro, 

2.  Kreise mit 1 496 634 000 Euro,  

3.  Landschaftsverbände mit  1 254 599 300 Euro. “ 

 

2. In § 16 Absatz 1 wird der Betrag „1 500 824 300 Euro“ durch den Betrag  

„1 486 172 500 Euro“ ersetzt.  

  

 In § 16 Absatz 2 Satz 1 wird der Betrag „1 320 824 300 Euro“ durch den Betrag  

 „1 306 172 500 Euro“ ersetzt. 

 

 In § 16 Absatz 3 Satz 1 wird der Betrag „1 115 324 200 Euro“ durch den Betrag  

 „1 102 678 600 Euro“ ersetzt. 

 

 In § 16 Absatz 4 Satz 1 wird der Betrag „111 786 400 Euro“ durch den Betrag  

 „110 695 100 Euro“ ersetzt. 

 

In § 16 Absatz 5 Satz 1 wird der Betrag „93 713 700 Euro“ durch den Betrag  

„92 798 800 Euro“ ersetzt. 

 



 

3.   In § 17 Absatz 1 Satz 1 wird der Betrag „817 889 200 Euro“ durch den Betrag  

 „809 904 500 Euro“ ersetzt.  

 

 

4. In § 18 Absatz 1 Satz 1 wird der Betrag „70 013 700 Euro“ durch den Betrag  

 „69 330 100 Euro“ ersetzt. 

 

 

5.   In § 19 Absatz 1 Satz 1 wird der Betrag „44 922 300 Euro“ durch den Betrag  

 „44 483 800 Euro“ ersetzt.  

 

 In § 19 Absatz 2 Nummer 1 wird der Betrag „12 094 700 Euro“ durch den Betrag  

 „11 976 600 Euro“ ersetzt. 

 

 In § 19 Absatz 2 Nummer 2 wird der Betrag „9 655 400 Euro“ durch den Betrag  

 „9 561 200 Euro“ ersetzt. 

 

 In § 19 Absatz 2 Nummer 3 wird der Betrag „17 861 600 Euro“ durch den Betrag  

 „17 687 200 Euro“ ersetzt. 

 

 In § 19 Absatz 2 Nummer 4 wird der Betrag „5 310 600 Euro“ durch den Betrag  

 „5 258 800 Euro“ ersetzt. 

 

 In § 19 Absatz 5 wird der Betrag „9 930 800 Euro“ durch den Betrag  

 „9 843 600 Euro“ und der Betrag „7 930 800 Euro“ durch den Betrag „7 843 600 

Euro“ ersetzt. 

 

 

 

  

  



6. Anlage 1 (zu § 2 Absatz 3 GFG 2023) erhält folgende neue Fassung:  

 

 

 

 

 

 

 



 

 

Begründung 

 

A. Allgemeiner Teil 

 

1. Ableitung der Finanzausgleichsmasse 2023  

  

 Die Ableitung der Finanzausgleichsmasse im Steuerverbund 2023 wird nach dem 

Ist-Aufkommen der relevanten Verbundsteuern im Verbundzeitraum 1. Oktober 

2021 bis 30. September 2022 durchgeführt.  



 

 
 

Im Steuerverbund 2023 beträgt nach den Ist-Ergebnissen des Verbundzeitraums 

die originäre Finanzausgleichsmasse insgesamt 14 999 340 900 Euro (Spalte 4, 

Zeile 27). Gegenüber dem Steuerverbund 2022 bedeutet dies eine Erhöhung um  

1 716 408 300 Euro (12,92 Prozent). Im Ergebnis steht im Steuerverbund 2023 

eine verteilbare Finanzausgleichsmasse in Höhe von15 203 024 900 Euro zur 

Verfügung (Spalte 4, Zeile 35). Gegenüber dem Steuerverbund im GFG 2022 

bedeutet dies eine Erhöhung um 1 160 724 900 Euro (8,27 Prozent).  



    

 

2. Aufteilung der Finanzausgleichsmasse im Steuerverbund 2023 

  

 Mit insgesamt 13 087 617 800 Euro werden 86,09 Prozent der verteilbaren 

Finanzausgleichsmasse im Steuerverbund 2023 konsumtiv bereitgestellt. Mit 

2 115 407 100 Euro investiver Zuweisungsmittel ergibt sich im Steuerverbund 

2023 eine Investitionsquote von 13,91 Prozent. 

 

3. Verteilung der Finanzausgleichsmasse im Steuerverbund 2023 

 

Die verteilbare Finanzausgleichsmasse in Höhe von 15 203 024 900 Euro wird auf 

Schlüsselzuweisungen, Bedarfszuweisungen, Investitionspauschalen, auf die 

Aufwands- und Unterhaltungspauschale, die Klima- und Forstpauschale sowie 

zweckgebundene Sonderpauschalen aufgeteilt.   



 
 

B. Besonderer Teil  

  

 Zu 1. 

  

 Auf Schlüsselzuweisungen entfallen im Finanzausgleich 2023 insgesamt  

 12 793 134 000 Euro; das entspricht einem Anteil an der gesamten verteilbaren 

Finanzausgleichsmasse von 84,15 Prozent. Damit stehen für 

Schlüsselzuweisungen im Steuerverbund 2023 gegenüber dem Steuerverbund 

2022 insgesamt 976 733 800 Euro (8,27 Prozent) mehr zur Verfügung.  

   



 Zu 2. 

 Der Finanzausgleich 2023 enthält eine verteilbare Investitionspauschale von 

insgesamt 1 306 172 500 Euro. Gegenüber dem Jahr 2022 steigen die 

Investitionspauschalen um 8,60 Prozent. 

 

 Die Beträge in § 16 Absatz 1 bis 5 sind gegenüber dem ursprünglich eingebrachten 

Gesetzentwurf angepasst worden. Der investive Anteil an der gesamten 

verteilbaren  

 Finanzausgleichsmasse beträgt 13,91 Prozent. 

 

 

Zu 3. 

Auf die Schul- und Bildungspauschale entfällt im Finanzausgleich 2023 ein Betrag 

in Höhe von 809 904 500 Euro. Gegenüber dem Jahr 2022 steigt sie um 

61 834 800 Euro (8,27 Prozent).  

  

 

 Zu 4. 

 Auf die Sportpauschale entfällt im Finanzausgleich 2023 ein Betrag in Höhe von  

 69 330 100 Euro. Gegenüber dem Jahr 2022 steigt sie um 5 293 200 Euro (8,27 

Prozent). 

 

 

 Zu 5. 

 Die Zuweisungen aufgrund von Sonderbedarfen außerhalb des 

Schlüsselzuweisungssystems belaufen sich im Finanzausgleich 2023 auf 

44 483 800 Euro.  

 Gegenüber dem Jahr 2022 steigen sie um 3 396 300 Euro (8,27 Prozent).  

  Die Beträge in § 19 Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 5 sind gegenüber dem  

 ursprünglich eingebrachten Gesetzentwurf angepasst worden  

 

 

 Zu 6. 

 Anlage 1 zu § 2 Absatz 3 wurde entsprechend den nun vorliegenden Ist-

Ergebnissen der relevanten Verbundgrundlagen (Steuereinnahmen, 

Länderfinanzausgleich, Bundesergänzungszuweisungen) im Verbundzeitraum 1. 

Oktober 2021 bis 30. September 2022 angepasst. 


